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Das  Stabilisierungs-  und  Assoziierungsabkommen  (SAA)  zwischen  der  Europäischen
Union und der Republik Kosovo trat am 1. April 2016 in Kraft. Die weitere EU-Annähe-
rung  ist  abhängig  von  Fortschritten  des  „Normalisierungsprozesses“  mit  Serbien,  von
Reformen in Staat und Wirtschaft, aber auch von der Anerkennung des Staates durch alle
EU-Mitgliedstaaten. Kosovo bleibt der einzige Westbalkanstaat, dessen Bürger weiterhin
ein Visum zur Reise in die Union benötigen. Die EU-Forderung nach einer Grenzbereini-
gung mit  Montenegro als  Voraussetzung zur Gewährung der  Visumfreiheit  wurde zum
Anlass einer heftigen innenpolitischen Auseinandersetzung. Als Folge eines lange schwe-
lenden Konfliktes, vor allem zwischen den zwei Parteien, die aus der ehemaligen Kosovo-
Befreiungsarmee (UÇK) hervorgegangen sind, verlor Ministerpräsident Isa Mustafa am
10. Mai 2017 seine Mehrheit. Vorgezogene Parlamentswahlen fanden am 11. Juni statt und
brachten keine eindeutigen Mehrheiten, der national-populistischen Vetëvendosje („Selbst-
bestimmung“) unter Führung von Albin Kurti jedoch hohe Zugewinne.1 Die Regierungs-
bildung wurde, unterstützt von Vertretern der serbischen Volksgruppe, mit der Wahl von
Ramush Haradinaj zum Ministerpräsidenten Anfang September 2017 abgeschlossen.2 

Regionale Situation

Serbien und fünf EU-Staaten erkennen die 2008 erklärte Unabhängigkeit  der  Republik
Kosovo weiterhin nicht an.3 Dies beeinträchtigt die Beziehungen, denn dadurch ist eine
EU-Mitgliedschaft de facto ausgeschlossen. Dies hat zur Folge, dass die Rolle der Euro-
päischen Union ambivalent bleibt, obschon sie formal mit EULEX und einem EU-Büro
stark engagiert ist. Zudem bedeutet die aus serbischer Sicht bestehende und beschworene
Einheit von Serbien und Kosovo, dass Serbien nur bei einer Entkoppelung vom Kosovo
EU-Mitglied werden kann. Im April 2013 gelang es der damaligen EU-Außenbeauftragten
Catherine Ashton, einen Normalisierungsprozess anzustoßen, der aber zwischen 2015 und
2017 kaum voranschritt. Trotz weiterer Ansätze gutnachbarlicher Beziehungen im West-
balkan werden die serbisch-kosovarischen Spannungen immer wieder deutlich. 

Die Rolle der Europäischen Union 

Seit Mitte der 2000er Jahre versucht die Union aktiv mit ihren außenpolitischen Instru-
menten, der  Rechtsstaatlichkeitsmission im Kosovo (EULEX) und einem Sonderbeauf-

1 Vgl. Albin Kurti:  A message to our international friends, Videobotschaft,  abrufbar unter:  https://www.
youtube.com/watch?v=soiRGkMPN9U (letzter Zugriff: 15.9.2017).

2 Haradinaj war schon einmal Ministerpräsident von 2004 bis 2005. Er zählt zu den prominentesten Prot -
agonisten  der  kosovarischen  Kriegsgeneration.  Er  wird  verdächtigt,  in  strafbare  Handlungen  und
Korruptionsfälle verwickelt zu sein, wofür er immer wieder von Kurti scharf angegriffen wird.

3 Bis 2017 haben weltweit 113 Staaten die Republik Kosovo anerkannt, außer: Griechenland, Rumänien,
Spanien, die Slowakei und die Republik Zypern.Vgl. Republic of Kosovo Ministry of Foreign Affairs: In-
ternational Recognitions of the Republic of Kosovo, abrufbar unter: http://www.mfa-ks.net/?page=2,224
(letzter Zugriff: 15.9.2017). 

Jahrbuch der Europäischen Integration 2017 435

https://www/


Die Erweiterung der Europäischen Union

tragten ihren Einfluss auf  die weitere Entwicklung zu sichern. Am 1.  September 2016
wurde  die  bulgarische  Diplomatin  Nataliya  Apostolova  als  EU-Sonderbeauftragte  und
Leiterin  des  EU-Büros bestellt.4 Ihr  Mandat  wurde  am 27.  Februar  2017 bis  zum 31.
August 2018 verlängert. Die EULEX-Mission besteht seit 2008 und wurde am 14. Juni
2016 bis Juni 2018 verlängert. Geleitet wird sie von der griechischen Diplomatin Alexan-
dra Papadopoulou, die die Vertreterin eines Landes ist, das die Republik Kosovo nicht
anerkennt.  Nachdem im Sommer  2016  der  Rat  über  die  Finanzierung der  „Specialist
Chambers“  zur  Ermittlung  von  mutmaßlichen  Verbrechen  an  der  Zivilbevölkerung
während des Kosovokrieges entschied, konnte im Januar 2017 die bulgarische Richterin
Ekaterina  Trendafilova  als  deren  Präsidentin bestellt  und die  Aufnahme der  Verfahren
vorbereitet werden. Die Einrichtung dieser Sondergerichtsbarkeit zeigt die Grenzen des
EU-Ansatzes auf, denn Verdächtige in den zu untersuchenden Fällen stehen den von der
Union  unterstützten  politischen  Eliten  nahe.  Mit  der  geographischen  und  personellen
Auslagerung bestimmter Fälle wird eine höhere Verfahrensqualität und besserer Zeugen-
schutz erhofft, was jedoch Fragen zur Effektivität der Investitionen in EULEX aufwirft.
Außerdem wird die Souveränität Kosovos in den Augen der Opposition untergraben. 

Die Komplexität der mit dem Kosovo verbundenen Fragen und Widersprüche lässt sich
in der mangelnden Dynamik bei der Fortsetzung der EU-Vermittlung zu Normalisierung
beobachten. Vom Sommer 2016 bis Anfang 2017 fanden keine Treffen auf höchster politi-
scher Ebene statt. Erst als Reaktion auf Provokationen der serbischen Regierung im Januar
2017  fanden  wieder  Treffen  statt.  Serbien  agitierte  außerdem  gegen  eine  UNESCO-
Mitgliedschaft  Kosovos  und  setzt  Instrumente  internationaler  polizeilicher  Zusammen-
arbeit  ein,  um kosovarische  Politiker  im Ausland  zu  verfolgen,  wie etwa im Fall  der
vorübergehenden Festsetzung von Haradinaj in Frankreich im Januar 2017. Der Kosovo
reagierte mit den Bestrebungen zum Aufbau einer eigenen Armee und der Forderung nach
einem  Einfrieren  des  Normalisierungsprozesses.  Federica  Mogherini  lud  wieder  zu
Verhandlungsrunden am 3. Juli und 31. August 2017 nach Brüssel ein. Hierbei konnte laut
Mogherini eine Einigung zur Integration der bislang von Serbien bestellten Richter und
Staatsanwälte des serbisch dominierten Landesteils  erzielt werden. Diese Integration in
das Justizwesen der Republik Kosovo soll zum 17. Oktober 2017 vollzogen sein.  

Ausblick

Grundsätzliche  politische  Fragen  dominieren  die  EU-Integration  und  rücken  die  Um-
setzung  des  SAA und  entwicklungspolitische  Ansätze  wie  das  Europäische  Reform
Programm immer wieder in den Hintergrund. Damit einhergehend lässt sich eine verstärk-
te rhetorische Abkehr von der EU-Perspektive in Politik und Alltag beobachten; der poli-
tische Diskurs wird EU-kritischer und nationalistischer.5 Im zehnten Jahr der Unabhängig-
keit  ist  es  der  Europäischen  Union  nicht  gelungen,  tragfähige  Perspektiven  für  eine
gleichberechtigte Integration der  Republik Kosovo aufzuzeigen.  Die staatliche  Zukunft
und EU-Integration der Republik Kosovo bleibt eine internationale Herausforderung. 
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4 Aufgrund des Anerkennungsproblems gibt es im Kosovo keine EU-Delegation.
5 Vgl. Adelheid Wölfl: Kosovo wählt schon im Juni. Große Koalition durch Misstrauensvotum gescheitert,
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